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deten Antrag hin zur Verfügung stellen, soweit dies erforderlich ist, damit
diese nationale Regulierungsbehörde ihre Verpflichtungen aus dem Recht
der Europäischen Union erfüllen kann.

(3) Im Rahmen des Informationsaustausches nach den Absätzen 1 und 2
stellt die Bundesnetzagentur eine vertrauliche Behandlung aller Informatio-
nen sicher, die von der nationalen Regulierungsbehörde eines anderen Mit-
gliedstaats oder von dem Unternehmen, das die Informationen an die Bun-
desnetzagentur übermittelt hat, nach den Vorschriften des Rechts der Euro-
päischen Union und den einzelstaatlichen Vorschriften über das Geschäfts-
geheimnis als vertraulich angesehen werden.

(4) 1 Die Bundesnetzagentur kennzeichnet im Rahmen der Bereitstellung
von Informationen an die Kommission, an nationale Regulierungsbehörden
anderer Mitgliedstaaten, an das GEREK und an das Büro des GEREK ver-
trauliche Informationen. 2 Sie kann bei der Kommission beantragen, dass die
Informationen, die sie der Kommission bereitstellt, Behörden anderer Mit-
gliedstaaten nicht zur Verfügung gestellt werden. 3 Der Antrag ist zu begrün-
den.

§ 124 Mediation. Die Bundesnetzagentur kann in geeigneten Fällen zur
Beilegung telekommunikationsrechtlicher Streitigkeiten den Parteien einen
einvernehmlichen Einigungsversuch vor einer Gütestelle (Mediationsverfah-
ren) vorschlagen.

§ 125 Wissenschaftliche Beratung. (1) 1 Die Bundesnetzagentur kann
zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen oder zur Begutachtung von Fragen
der Regulierung wissenschaftliche Kommissionen einsetzen. 2 Ihre Mitglieder
müssen auf dem Gebiet von Telekommunikation oder Post über besondere
volkswirtschaftliche, betriebswirtschaftliche, sozialpolitische, technologische
oder rechtliche Erfahrungen und über ausgewiesene wissenschaftliche Kennt-
nisse verfügen.

(2) 1 Die Bundesnetzagentur erhält bei der Erfüllung ihrer Aufgaben fort-
laufend wissenschaftliche Unterstützung. 2 Diese betrifft insbesondere
1. die regelmäßige Begutachtung der volkswirtschaftlichen, betriebswirt-

schaftlichen, rechtlichen und sozialen Entwicklung der Telekommunikati-
on und des Postwesens im Inland und Ausland,

2. die Aufbereitung und Weiterentwicklung der wissenschaftlichen Grund-
lagen für die Gestaltung des Universaldienstes, die Regulierung von Anbie-
tern mit beträchtlicher Marktmacht, die Regeln über den offenen Netz-
zugang und die Zusammenschaltung sowie die Nummerierung und den
Kundenschutz.

Abschnitt 2. Befugnisse

§ 126 Untersagung. (1) 1 Stellt die Bundesnetzagentur fest, dass ein Un-
ternehmen seine Verpflichtungen nach diesem Gesetz, auf Grund dieses Ge-
setzes, nach der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 oder nach der Verordnung
(EU) 2015/2120 nicht erfüllt, fordert sie das Unternehmen zur Stellung-
nahme und Abhilfe auf. 2 Sie setzt dem Unternehmen für die Abhilfe eine
Frist.
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(2) 1 Kommt das Unternehmen innerhalb der gesetzten Frist seinen Ver-
pflichtungen nicht nach, kann die Bundesnetzagentur die zur Einhaltung der
Verpflichtung erforderlichen Maßnahmen anordnen. 2 Hierbei ist dem Unter-
nehmen eine angemessene Frist zu setzen, um den Maßnahmen entsprechen
zu können.

(3) Verletzt das Unternehmen seine Verpflichtungen in schwerer oder
wiederholter Weise oder kommt es den von der Bundesnetzagentur zur
Abhilfe angeordneten Maßnahmen nach Absatz 2 nicht nach, so kann die
Bundesnetzagentur ihm die Tätigkeit als Betreiber von Telekommunikations-
netzen oder Anbieter von Telekommunikationsdiensten untersagen.

(4) 1 Wird durch die Verletzung von Verpflichtungen die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung unmittelbar und erheblich gefährdet oder führt die
Pflichtverletzung bei anderen Anbietern oder Nutzern von Telekommunika-
tionsnetzen und -diensten zu erheblichen wirtschaftlichen oder betrieblichen
Problemen, kann die Bundesnetzagentur in Abweichung von den Verfahren
nach den Absätzen 1 bis 3 vorläufige Maßnahmen ergreifen. 2 Die Bundes-
netzagentur entscheidet, nachdem sie dem betreffenden Unternehmen Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist eingeräumt
hat, ob die vorläufige Maßnahme bestätigt, aufgehoben oder abgeändert wird.

(5) Zur Durchsetzung der Anordnungen nach Absatz 2 kann nach Maß-
gabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes ein Zwangsgeld bis zu 500 000
Euro festgesetzt werden.

(6) Die Absätze 1, 2, 4 und 5 gelten für die Durchsetzung von Verpflich-
tungen von Eigentümern und Betreibern öffentlicher Versorgungsnetze, die
keine Unternehmen sind, entsprechend.

§ 127 Auskunftsverlangen. (1) 1 Unbeschadet anderer nationaler oder auf
unmittelbar vollziehbarem Recht der Europäischen Union beruhender Be-
richts- und Informationspflichten sind die Betreiber von öffentlichen Tele-
kommunikationsnetzen und die Anbieter von öffentlich zugänglichen Tele-
kommunikationsdiensten verpflichtet, im Rahmen der Rechte und Pflichten
aus diesem Gesetz und aus der Verordnung (EU) 2015/2120 der Bundesnetz-
agentur auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, die für den Vollzug dieses
Gesetzes erforderlich sind. 2 Die Bundesnetzagentur kann insbesondere Aus-
künfte verlangen, die erforderlich sind für
1. die systematische oder einzelfallbezogene Überprüfung der Verpflichtun-

gen, die sich aus diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes ergeben,
2. die einzelfallbezogene Überprüfung von Verpflichtungen, wenn der Bun-

desnetzagentur eine Beschwerde vorliegt oder sie aus anderen Gründen
eine Verletzung von Pflichten annimmt oder sie von sich aus Ermittlungen
durchführt,

3. die Veröffentlichung von Qualitäts- und Preisvergleichen für Dienste zum
Nutzen der Endnutzer,

4. genau angegebene statistische Zwecke,
5. ein Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahren nach den §§ 10 und 11,
6. Verfahren auf Erteilung von Nutzungsrechten und zur Überprüfung der

entsprechenden Anträge sowie
7. die Nutzung von Nummern.
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3 Auskünfte nach Satz 31) Nr. 1 bis 5 dürfen nicht vor dem Zugang zum
Markt oder als Bedingung für den Zugang verlangt werden.

(2) 1 Soweit es zur Erfüllung der in diesem Gesetz der Bundesnetzagentur
übertragenen Aufgaben erforderlich ist, kann die Bundesnetzagentur von den
nach Absatz 1 in der Telekommunikation tätigen Unternehmen
1. Auskunft über ihre wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere über Um-

satzzahlen, verlangen,
2. innerhalb der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeiten die geschäftlichen

Unterlagen einsehen und prüfen.
2 Die Bundesnetzagentur kann von den nach Absatz 1 in der Telekommunika-
tion tätigen Unternehmen insbesondere Auskünfte über künftige Netz- und
Diensteentwicklungen verlangen, wenn diese Entwicklungen sich auf Dienste
auf Vorleistungsebene auswirken können, die die Unternehmen Wettbewer-
bern zugänglich machen. 3 Die Bundesnetzagentur kann ferner von Unter-
nehmen mit beträchtlicher Marktmacht auf Vorleistungsmärkten verlangen,
Rechnungslegungsdaten zu den mit diesen Vorleistungsmärkten verbundenen
Endnutzermärkten vorzulegen.

(2a) Soweit es zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist, die der Bundes-
netzagentur in diesem Gesetz übertragen werden, kann die Bundesnetzagen-
tur im Streitfall
1. passive Netzinfrastrukturen öffentlicher Versorgungsnetze vor Ort unter-

suchen,
2. von den Eigentümern und Betreibern öffentlicher Versorgungsnetze Aus-

künfte über künftige Entwicklungen der Netze und Dienste verlangen,
soweit sich diese Entwicklungen auf die Mitnutzung der passiven Netzin-
frastrukturen der Eigentümer und Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze
auswirken können, und

3. in den Fällen von § 77a Absatz 4, § 77b Absatz 4, § 77c Absatz 3, § 77g
Absatz 2, § 77h Absatz 4 und § 77i Absatz 5 Einsicht nehmen in die von
den Betreibern öffentlicher Versorgungsnetze erstellten Sicherheitskonzep-
te, sonstigen Konzepte, Nachweisdokumente oder in Teile davon.
(3) 1 Die Bundesnetzagentur fordert die Auskünfte nach den Absätzen 1, 2

und 2a und ordnet die Prüfung nach Absatz 2 Nummer 2 und 2a durch
schriftliche Verfügung an. 2 In der Verfügung sind die Rechtsgrundlagen, der
Gegenstand und der Zweck des Auskunftsverlangens anzugeben. 3 Bei einem
Auskunftsverlangen ist eine angemessene Frist zur Erteilung der Auskunft zu
bestimmen.

(4) Die Inhaber der Unternehmen oder die diese vertretenden Personen,
bei juristischen Personen, Gesellschaften oder nichtrechtsfähigen Vereinen die
nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen Personen, sind verpflich-
tet, die verlangten Auskünfte nach den Absätzen 1, 2 und 2a zu erteilen, die
geschäftlichen Unterlagen vorzulegen und die Prüfung dieser geschäftlichen
Unterlagen sowie das Betreten von Geschäftsräumen und -grundstücken
während der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeiten zu dulden.

(5) Personen, die von der Bundesnetzagentur mit der Vornahme von Prü-
fungen beauftragt werden, dürfen die Büro- und Geschäftsräume der Unter-
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nehmen und Vereinigungen von Unternehmen während der üblichen Be-
triebs- oder Geschäftszeiten betreten.

(6) 1 Durchsuchungen können nur auf Anordnung des Amtsgerichts, in
dessen Bezirk die Durchsuchung erfolgen soll, vorgenommen werden. 2 Auf
die Anfechtung dieser Anordnung finden die §§ 306 bis 310 und 311a der
Strafprozessordnung entsprechende Anwendung. 3 Bei Gefahr im Verzug
können die in Absatz 5 bezeichneten Personen während der Geschäftszeit die
erforderlichen Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung vornehmen.
4 An Ort und Stelle ist eine Niederschrift über die Durchsuchung und ihr
wesentliches Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine richterliche
Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen ergeben, die zur Annahme einer
Gefahr im Verzug geführt haben.

(7) 1 Gegenstände oder geschäftliche Unterlagen können im erforderlichen
Umfang in Verwahrung genommen werden oder, wenn sie nicht freiwillig
herausgegeben werden, beschlagnahmt werden. 2 Auf die Beschlagnahme
findet Absatz 6 entsprechende Anwendung.

(8) 1 Zur Auskunft nach Absatz 4 Verpflichtete können die Auskunft auf
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder in § 383 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichnete Angehörige der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten1) aussetzen würde. 2 Die durch Auskünfte oder Maß-
nahmen nach den Absätzen 1 und 2 erlangten Kenntnisse und Unterlagen
dürfen für ein Besteuerungsverfahren oder ein Bußgeldverfahren wegen einer
Steuerordnungswidrigkeit oder einer Devisenzuwiderhandlung sowie für ein
Verfahren wegen einer Steuerstraftat oder einer Devisenstraftat nicht verwen-
det werden; die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105
Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung sind insoweit nicht an-
zuwenden. 3 Satz 1 gilt nicht für Verfahren wegen einer Steuerstraftat sowie
eines damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens, wenn an deren
Durchführung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, oder bei vor-
sätzlich falschen Angaben der Auskunftspflichtigen oder der für sie tätigen
Personen.

(9) Soweit Prüfungen einen Verstoß gegen Auflagen, Anordnungen oder
Verfügungen der Bundesnetzagentur ergeben haben, hat das Unternehmen
der Bundesnetzagentur die Aufwendungen für diese Prüfungen einschließlich
ihrer Auslagen für Sachverständige zu erstatten.

(10) Zur Durchsetzung dieser Anordnungen kann nach Maßgabe des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes ein Zwangsgeld bis zu 500 000 Euro fest-
gesetzt werden.

§ 128 Ermittlungen. (1) Die Bundesnetzagentur kann alle Ermittlungen
führen und alle Beweise erheben, die erforderlich sind.

(2) 1 Für den Beweis durch Augenschein, Zeugen und Sachverständige sind
§ 372 Abs. 1, die §§ 376, 377, 380 bis 387, 390, 395 bis 397, 398 Abs. 1 und
die §§ 401, 402, 404, 406 bis 409, 411 bis 414 der Zivilprozessordnung
entsprechend anzuwenden; Haft darf nicht verhängt werden. 2 Für die Ent-
scheidung über die Beschwerde ist das Oberlandesgericht zuständig.
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(3) 1 Über die Aussagen der Zeuginnen oder Zeugen soll eine Niederschrift
aufgenommen werden, die von dem ermittelnden Mitglied der Bundesnetz-
agentur und, wenn ein Urkundsbeamter zugezogen ist, auch von diesem zu
unterschreiben ist. 2 Die Niederschrift soll Ort und Tag der Verhandlung
sowie die Namen der Mitwirkenden und Beteiligten ersehen lassen.

(4) 1 Die Niederschrift ist den Zeuginnen oder Zeugen zur Genehmigung
vorzulesen oder zur eigenen Durchsicht vorzulegen. 2 Die erteilte Genehmi-
gung ist zu vermerken und von den Betreffenden zu unterschreiben. 3 Unter-
bleibt die Unterschrift, so ist der Grund hierfür anzugeben.

(5) Bei der Vernehmung von Sachverständigen sind die Absätze 3 und 4
entsprechend anzuwenden.

(6) 1 Die Bundesnetzagentur kann das Amtsgericht um die Beeidigung von
Zeugen ersuchen, wenn sie die Beeidigung zur Herbeiführung einer wahr-
heitsgemäßen Aussage für notwendig erachtet. 2 Über die Beeidigung ent-
scheidet das Gericht.

§ 129 Beschlagnahme. (1) 1 Die Bundesnetzagentur kann Gegenstände,
die als Beweismittel für die Ermittlung von Bedeutung sein können, beschlag-
nahmen. 2 Die Beschlagnahme ist den davon Betroffenen unverzüglich be-
kannt zu geben.

(2) Die Bundesnetzagentur hat binnen drei Tagen um die richterliche
Bestätigung des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Beschlagnahme vor-
genommen ist, nachzusuchen, wenn bei der Beschlagnahme weder die davon
Betroffenen noch erwachsene Angehörige anwesend waren oder wenn die
Betroffenen und im Falle ihrer Abwesenheit erwachsene Angehörige der
Betroffenen gegen die Beschlagnahme ausdrücklich Widerspruch erhoben
haben.

(3) 1 Die Betroffenen können gegen die Beschlagnahme jederzeit um die
richterliche Entscheidung nachsuchen. 2 Hierüber sind sie zu belehren. 3 Über
den Antrag entscheidet das nach Absatz 2 zuständige Gericht.

(4) 1 Gegen die richterliche Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 2 Die
§§ 306 bis 310 und 311a der Strafprozessordnung gelten entsprechend.

§ 130 Vorläufige Anordnungen. Die Bundesnetzagentur kann bis zur
endgültigen Entscheidung vorläufige Anordnungen treffen.

§ 131 Abschluss des Verfahrens. (1) 1 Entscheidungen der Bundesnetz-
agentur sind zu begründen. 2 Sie sind mit der Begründung und einer Be-
lehrung über das zulässige Rechtsmittel den Beteiligten nach den Vorschriften
des Verwaltungszustellungsgesetzes zuzustellen. 3 Entscheidungen, die gegen-
über einem Unternehmen mit Sitz außerhalb des Geltungsbereiches dieses
Gesetzes ergehen, stellt die Bundesnetzagentur denjenigen zu, die das Unter-
nehmen der Bundesnetzagentur als Zustellungsbevollmächtigte benannt hat.
4 Hat das Unternehmen keine Zustellungsbeauftragten benannt, so stellt die
Bundesnetzagentur die Entscheidung durch Bekanntmachung im Bundes-
anzeiger zu.

(2) Soweit ein Verfahren nicht mit einer Entscheidung abgeschlossen wird,
die den Beteiligten nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 zugestellt wird, ist seine
Beendigung den Beteiligten schriftlich mitzuteilen.
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(3) Die Bundesnetzagentur kann die Kosten einer Beweiserhebung den
Beteiligten nach billigem Ermessen auferlegen.

Abschnitt 3. Verfahren

Unterabschnitt 1. Beschlusskammern

§ 132 Beschlusskammerentscheidungen. (1) 1 Die Bundesnetzagentur
entscheidet durch Beschlusskammern in den Fällen des Teils 2, des § 55
Absatz 10, der §§ 61 und 62 sowie des § 81. 2 Absatz 4 Satz 1 bleibt unbe-
rührt. 3 Die Entscheidung ergeht durch Verwaltungsakt. 4 Die Beschlusskam-
mern werden mit Ausnahme der Absätze 2 und 4 nach Bestimmung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie im Benehmen mit dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur gebildet.

(2) 1 Die Bundesnetzagentur entscheidet durch Beschlusskammern als na-
tionale Streitbeilegungsstelle in den Fällen des § 77n. 2 Die Entscheidung
ergeht durch Verwaltungsakt. 3 Nationale Streitbeilegungsstellen werden nach
Bestimmung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
gebildet.

(3) 1 Die Beschlusskammern entscheiden in der Besetzung mit einem Vor-
sitzenden oder einer Vorsitzenden und zwei beisitzenden Mitgliedern. 2 Der
oder die Vorsitzende und die beisitzenden Mitglieder müssen die Befähigung
für eine Laufbahn des höheren Dienstes erworben haben. 3 Mindestens ein
Mitglied der Beschlusskammer muss die Befähigung zum Richteramt haben.

(4) 1 In den Fällen des § 55 Absatz 10, der §§ 61, 62 und 81 entscheidet
die Beschlusskammer in der Besetzung mit dem Präsidenten als Vorsitzendem
oder der Präsidentin als Vorsitzender und den beiden Vizepräsidenten oder
Vizepräsidentinnen als beisitzende Mitglieder; Absatz 2 Satz 2 und 3 findet
insoweit keine Anwendung. 2 Die Vertretung in Verhinderungsfällen wird in
der Geschäftsordnung nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Bundesnetz-
agentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen
geregelt. 3 Die Entscheidung in den Fällen des § 61 Absatz 3 Nummer 2 und
4 und des § 81 erfolgt im Benehmen mit dem Beirat.

(5) 1 Zur Wahrung einer einheitlichen Spruchpraxis in Fällen vergleich-
barer oder zusammenhängender Sachverhalte und zur Sicherstellung des Kon-
sistenzgebotes nach § 27 Abs. 2 sind in der Geschäftsordnung der Bundes-
netzagentur Verfahren vorzusehen, die vor Erlass von Entscheidungen umfas-
sende Abstimmungs-, Auskunfts- und Informationspflichten der jeweiligen
Beschlusskammern und der Abteilungen vorsehen. 2 Soweit Entscheidungen
der Beschlusskammern nach den §§ 19, 20, 21, 23, 24, 30, 39, 40, 41
Absatz 2 oder § 42 Abs. 4 Satz 3 betroffen sind, ist in der Geschäftsordnung
sicherzustellen, dass Festlegungen nach den §§ 10 und 11 durch die Präsiden-
tenkammer erfolgen.

§ 133 Sonstige Streitigkeiten zwischen Unternehmen. (1) 1 Ergeben
sich im Zusammenhang mit Verpflichtungen aus diesem Gesetz oder auf
Grund dieses Gesetzes Streitigkeiten zwischen Unternehmen, die öffentliche
Telekommunikationsnetze betreiben oder öffentlich zugängliche Telekom-
munikationsdienste anbieten, oder zwischen diesen und anderen Unterneh-
men, denen Zugangs- oder Zusammenschaltungsverpflichtungen aus diesem
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Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes zugute kommen, trifft die Beschluss-
kammer, soweit dies gesetzlich nicht anders geregelt ist, auf Antrag einer
Partei nach Anhörung der Beteiligten eine verbindliche Entscheidung. 2 Sie
hat innerhalb einer Frist von höchstens vier Monaten, beginnend mit der
Anrufung durch einen der an dem Streitfall Beteiligten, über die Streitigkeit
zu entscheiden.

(2) 1 Bei einer Streitigkeit in einem unter dieses Gesetz fallenden Bereich
zwischen Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten, die in die Zustän-
digkeit der nationalen Regulierungsbehörden von mehr als einem Mitglied-
staat fällt, kann jede Partei die Streitigkeit der betreffenden nationalen Regu-
lierungsbehörde vorlegen. 2 Fällt die Streitigkeit in den Zuständigkeitsbereich
der Bundesnetzagentur, so koordiniert sie ihre Maßnahmen mit den zuständi-
gen nationalen Regulierungsbehörden der anderen betroffenen Mitgliedstaa-
ten. 3 Die Beschlusskammer trifft ihre Entscheidung im Benehmen mit der
betreffenden nationalen Regulierungsbehörde innerhalb der in Absatz 1 ge-
nannten Fristen.

(3) 1 Bei Streitigkeiten nach Absatz 2 kann die Bundesnetzagentur das
GEREK beratend hinzuziehen, um die Streitigkeit im Einklang mit den in
§ 2 genannten Zielen dauerhaft beizulegen. 2 Sie kann das GEREK um eine
Stellungnahme zu der Frage ersuchen, welche Maßnahmen zur Streitbeile-
gung zu ergreifen sind. 3 Hat die Bundesnetzagentur oder die zuständige
nationale Regulierungsbehörde eines anderen betroffenen Mitgliedstaats das
GEREK um eine Stellungnahme ersucht, so trifft die Beschlusskammer ihre
Entscheidung nicht, bevor das GEREK seine Stellungnahme abgegeben hat.
4 § 130 bleibt hiervon unberührt.

(4) Die §§ 126 bis 132 und 134 bis 137 gelten entsprechend.

§ 134 Einleitung, Beteiligte. (1) Die Beschlusskammer leitet ein Verfah-
ren von Amts wegen oder auf Antrag ein.

(2) An dem Verfahren vor der Beschlusskammer sind beteiligt
1. der Antragsteller,
2. die Betreiber von öffentlichen Telekommunikationsnetzen und die Anbie-

ter von öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten, gegen die
sich das Verfahren richtet,

3. die Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch die Ent-
scheidung berührt werden und die die Bundesnetzagentur auf ihren Antrag
zu dem Verfahren beigeladen hat.

§ 134a Verfahren der nationalen Streitbeilegung. (1) Die nationale
Streitbeilegungsstelle leitet ein Verfahren auf Antrag ein.

(2) An Verfahren vor der nationalen Streitbeilegungsstelle sind beteiligt:
1. bei einem Verfahren nach § 77n Absatz 1 bis 5 der Antragsteller und die

Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze, gegen die sich
das Verfahren richtet,

2. bei einem Verfahren nach § 77n Absatz 6 der Antragsteller und der Ver-
fügungsberechtigte über Netzinfrastrukturen in Gebäuden oder bis zum
ersten Konzentrations- oder Verteilerpunkt eines öffentlichen Telekom-
munikationsnetzes, gegen den sich das Verfahren richtet,
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3. die Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch die Ent-
scheidung berührt werden und die die Bundesnetzagentur auf ihren Antrag
zu dem Verfahren beigeladen hat,

4. bei einer Inanspruchnahme von Eisenbahninfrastrukturunternehmen die
zuständige Eisenbahnaufsichtsbehörde.
(3) Sind bei Streitigkeiten über das Vorliegen eines Ablehnungsgrundes

nach § 77b Absatz 4 Nummer 3, § 77c Absatz 3 Nummer 3, § 77g Absatz 2
Nummer 4, § 77h Absatz 4 Nummer 4 oder § 77i Absatz 5 kritische Infra-
strukturen im Sinne des § 2 Absatz 10 des Gesetzes über das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik betroffen, so entscheidet die Bundes-
netzagentur im Benehmen mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik.

§ 135 Anhörung, mündliche Verhandlung. (1) Die Beschlusskammer
hat den Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Den Personen, die von dem Verfahren berührte Wirtschaftskreise ver-
treten, kann die Beschlusskammer in geeigneten Fällen Gelegenheit zur
Stellungnahme geben.

(3) 1 Die Beschlusskammer entscheidet auf Grund öffentlicher mündlicher
Verhandlung; mit Einverständnis der Beteiligten kann ohne mündliche Ver-
handlung entschieden werden. 2 Auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts
wegen ist für die Verhandlung oder für einen Teil davon die Öffentlichkeit
auszuschließen, wenn sie eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, ins-
besondere der Staatssicherheit, oder die Gefährdung eines wichtigen Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisses besorgen lässt.

§ 136 Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse. 1 Unverzüglich nach der
Vorlage von Unterlagen im Rahmen des Beschlusskammerverfahrens haben
alle Beteiligten diejenigen Teile zu kennzeichnen, die Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse enthalten. 2 In diesem Fall müssen sie zusätzlich eine Fas-
sung vorlegen, die aus ihrer Sicht ohne Preisgabe von Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnissen eingesehen werden kann. 3 Erfolgt dies nicht, kann die
Beschlusskammer von ihrer Zustimmung zur Einsicht ausgehen, es sei denn,
ihr sind besondere Umstände bekannt, die eine solche Vermutung nicht
rechtfertigen. 4 Hält die Beschlusskammer die Kennzeichnung der Unterlagen
als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse für unberechtigt, so muss sie vor der
Entscheidung über die Gewährung von Einsichtnahme an Dritte die vor-
legenden Personen hören.

Unterabschnitt 2. Gerichtsverfahren

§ 137 Rechtsmittel. (1) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen
der Bundesnetzagentur haben keine aufschiebende Wirkung.

(2) Im Falle des § 132 findet ein Vorverfahren nicht statt.
(3) 1 Im Falle des § 132 sind die Berufung gegen ein Urteil und die Be-

schwerde nach der Verwaltungsgerichtsordnung1) oder nach dem Gerichts-
verfassungsgesetz gegen eine andere Entscheidung des Verwaltungsgerichts
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1) Auszugsweise abgedruckt unter Nr. 34.


